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1. (1)Eine Verwertungsgesellschaft kann Nutzungsbewilligungen für Rechteinhaber, die ihr diese Rechte nicht über

einen Wahrnehmungsvertrag oder einen Vertrag mit einer anderen Verwertungsgesellschaft eingeräumt haben,

auch dann erteilen, wenn und soweit

1. 1.die Nutzungsbewilligungen in einen genau bestimmten Bereich fallen, für den ihr die Aufsichtsbehörde die

Wahrnehmung der Rechte von Außenseitern genehmigt hat,

2. 2.drei Monate nach der Veröffentlichung der Informationen nach Abs. 4 auf der Website der

Verwertungsgesellschaft vergangen sind und

3. 3.die Inhaber der Rechte an den betroffenen Werken oder Schutzgegenständen nicht der Wahrnehmung

ihrer Rechte durch die Verwertungsgesellschaft widersprechen.

2. (2)Die Aufsichtsbehörde hat die Genehmigung nach Abs. 1 Z 1 zu erteilen, soweit

1. 1.die Nutzungsbewilligungen für genau bestimmte Bereiche der Nutzungen Anwendung finden sollen, in

denen die Einholung der Erlaubnis der Rechteinhaber in jedem Einzelfall normalerweise beschwerlich und in

einem Maße praxisfern ist, dass die erforderliche Erteilung der Erlaubnis aufgrund der Art der Nutzung oder

des Typs der jeweiligen Werke oder sonstigen Schutzgegenstände unwahrscheinlich wird, und

2. 2.die Verwertungsgesellschaft die betroffenen Rechte für den maßgeblichen Bereich an einem

beträchtlichen Teil des Bestands an Werken oder anderen Schutzgegenständen, die im Inland genutzt

werden, wahrnimmt.

Die Genehmigung ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen wegfallen oder die Verwertungsgesellschaft auf

die Genehmigung verzichtet.

3. (3)Die Aufsichtsbehörde hat die Genehmigung und deren Widerruf auf ihrer Website kundzumachen und die

Europäische Kommission über den genehmigten Bereich der Nutzungen, die Zwecke und Arten der von der

Genehmigung erfassten Nutzungsbewilligungen sowie darüber zu informieren, wie die Verwertungsgesellschaft

ihrer Veröffentlichungspflicht nachkommt.

4. (4)Die Verwertungsgesellschaft hat die Genehmigung der Aufsichtsbehörde mit einem Hinweis auf ihrer Website

zu veröffentlichen, dass sie Nutzungsbewilligungen für Außenseiter zu erteilen beabsichtigt, wenn und solange

diese der Erteilung solcher Nutzungsbewilligungen nicht widersprechen. Dabei hat sie auf die

Widerspruchsmöglichkeit und deren Folgen, die sonstigen Rechte und Pflichten der Außenseiter (Abs. 6), die

Bedingungen für Wahrnehmungsverträge (§ 44 Z 3), die Gesamtverträge (§ 44 Z 4) und Satzungen (§ 44 Z 5), die

Bedingungen für Verträge über Nutzungsbewilligungen (Standardlizenzverträge; § 44 Z 6) und die Tarife, wonach

sie Entgelte und gesetzliche Vergütungen berechnet (§ 44 Z 7), hinzuweisen, soweit diese Tarife für die von der

Genehmigung der Aufsichtsbehörde erfassten Nutzungen maßgeblich sind.

5. (5)Ein Rechteinhaber kann auch nach Erteilung einer Nutzungsbewilligung oder nach dem Beginn der Nutzung

seiner Werke oder anderen Schutzgegenstände der erweiterten kollektiven Rechtewahrnehmung oder der

Erteilung von einzelnen Nutzungsbewilligungen generell oder in bestimmten Fällen widersprechen. Der

Widerspruch kann gegenüber der die Nutzungsbewilligung erteilenden Verwertungsgesellschaft oder dem Nutzer

erklärt werden; der Nutzer und die Verwertungsgesellschaft haben einander über den Empfang des

Widerspruchs unverzüglich zu informieren. Die Verwertungsgesellschaft hat erteilte Nutzungsbewilligungen

unverzüglich zu widerrufen und für die Beendigung der Nutzung eine angemessene Frist zu setzen. Davon

unberührt bleibt der Anspruch des Rechteinhabers auf die Ausschüttung der für die Nutzung seiner Werke oder

Schutzgegenstände eingezogenen Einnahmen.

6. (6)Mit Beziehung auf die aufgrund dieser Bestimmung erteilten Nutzungsbewilligungen haben auch die

Rechteinhaber, die mit der Verwertungsgesellschaft keinen Wahrnehmungsvertrag geschlossen haben und deren

Rechte auch nicht auf Grund eines Vertrags mit einer anderen Verwertungsgesellschaft wahrgenommen werden,

dieselben Rechte und Pflichten wie die Bezugsberechtigten der Verwertungsgesellschaft.

7. (7)Nutzungsbewilligungen nach Abs. 1 können nur für Nutzungen im Inland erteilt werden.
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